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Datum -

Sozialgericht Berlin

Â

Â 

S 91 KR 2606/20  verkÃ¼ndet am
27. Februar 2023

Â 

Â 

Â 

Â 

Â 

als Urkundsbeamter/in der GeschÃ¤ftsstelle

Â 

Im Namen des Volkes

Urteil

In dem Rechtsstreit 

Â Â Â Â Â Â Â Â  â€¦,
Krankenhausbetriebs gGmbH vertreten durch den GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer 

â€¦,
Â 

in Sachen: S., H. geb.: â€¦1929

â€“ KlÃ¤gerin â€“

Proz.-Bev.:

Â 

gegen

                             2 / 12

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=S%2091%20KR%202606/20


 

Â Â Â Â Â Â Â Â  KKH KaufmÃ¤nnische Krankenkasse,
HauptverwaltungÂ  

Karl-Wiechert-Allee 61, 30625 Hannover,
Â 

â€“ Beklagte â€“

Â 

Â 

hat die 91. Kammer des Sozialgerichts Berlin auf die mÃ¼ndliche Verhandlung am 27. Februar
2023 durch die Richterin am Sozialgericht â€¦ sowie die ehrenamtlichen Richter Herrn â€¦ und Herrn
â€¦ fÃ¼r Recht erkannt:

Â 

Die Klage wird abgewiesen.

Â 

Die KlÃ¤gerin wird im Rahmen der Widerklage verurteilt, an die Beklagte 90,79 EUR zu zahlen.

Â 

Die KlÃ¤gerin hat die Kosten des Verfahrens zu tragen.

Â 

Der Streitwert wird auf 4.207,01 EUR festgesetzt.

Â 

Â 

T a t b e s t a n d

Â

Zwischen den Beteiligten sind die HÃ¶he der VergÃ¼tung einer stationÃ¤ren Krankenhausbehandlung

im Zeitraum vom 2. September bis zum 16. September 2019 streitig. Insbesondere ist streitig, ob hier die

KlÃ¤gerin durch die Verlegung des Versicherten gegen das Wirtschaftlichkeitsgebot verstoÃŸen und

eine Pflichtverletzung begangen hat.

Â 

Die KlÃ¤gerin betreibt ein zur Versorgung der Versicherten zugelassenes Krankenhaus (Â§ 108 SGB V).
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Sie behandelte den bei der Beklagten versicherten H. S. (im Folgenden Versicherter), geboren am 11.

Juli 1929, in der Zeit vom 2. September 2019 bis zum 16. September 2019 zum Wechsel einer

Endoprothese am Kniegelenk links von unikondylÃ¤rer Schlittenprothese auf achsgefÃ¼hrte

Kniegelenksprothese. Der Versicherte war mit Schmerzen im linken Knie Ã¼ber die Rettungsstelle

aufgenommen worden. Er hatte eine unikondylÃ¤re Kniegelenksprothese im Jahre 2006 in einer

anderen Klinik erhalten. In der radiologischen Bildgebung zeigte sich eine Dislokation und Lockerung der

Komponenten. Am 5. September 2019 erfolgte komplikationslos der Wechsel der Kniegelenksprothese.

Der postoperative Verlauf gestaltete sich unauffÃ¤llig. Aus der Verlaufsdokumentation ist ohne

erkennbares Datum folgender Eintrag ersichtlich: â€žgestern GesprÃ¤ch mit Tochter und Ehefrau,

wÃ¼nschen G.R. im H., wurde veranlasstâ€¦â€œ. Der Versicherte wurde mobilisiert; Durchblutung,

Motorik und SensibilitÃ¤t waren zum Entlassungszeitpunkt ohne pathologischen Befund. Nach

Medikationseinstellung und Mobilisation wurde der Versicherte am 16. September 2019 zur geriatrischen

FrÃ¼hrehabilitation ins Evangelische Krankenhaus H. verlegt. Dort blieb er bis zum 1. Oktober 2019.

Der Versicherte verstarb im April 2021.

Â 

Die KlÃ¤gerin rechnete ihre Leistungen mit der DRG I43B in HÃ¶he von 11.048,63 EUR ab. Das â€¦ H.

rechnete den Aufenthalt mit 5.571,61 EUR ab. Insgesamt zahlte die Beklagte fÃ¼r beide Aufenthalte

damit 16.620,24 EUR.

Â 

Die Beklagte beauftragte den Medizinischen Dienst der Krankenversicherung (MDK) mit der PrÃ¼fung

der Abrechnung und kam in seinem Gutachten vom 6. Juli 2020 zu dem Ergebnis, dass die Verlegung

zur externen Geriatrie ins Evangelische Krankenhaus Hubertus nicht notwendig gewesen sei. Die

Beklagte folgte der Auffassung des MDK und verrechnete den Betrag i.H.v. 3.816,22 EUR. Sie ist der

Auffassung, dass ohne die strittige Verlegung lediglich Kosten i.H.v. 12.504,02 EUR entstanden wÃ¤ren

und sie damit 3.816,22 EUR zuzÃ¼glich Aufwandspauschale i.H.v. 300,00 EUR (insgesamt 4.116,22

EUR) zu viel bezahlt habe.

Â 

Die KlÃ¤gerin ist der Auffassung, dass die Verlegung des Versicherten nicht gegen das

Wirtschaftlichkeitsgebot verstoÃŸen habe. Sie sei nicht gehalten gewesen, den Versicherten zu

verpflichten, die geriatrische Komplexbehandlung in ihrem eigenen Hause durchzufÃ¼hren. Die

Verlegung sei auf ausdrÃ¼cklichen Wunsch des Versicherten erfolgt, da er in der NÃ¤he des H. wohne.

Er habe eine freie Krankenhauswahl und kÃ¶nne im Rahmen einer geriatrischen Komplexbehandlung

auch nicht nach PsychKG oder BGB im Hause der KlÃ¤gerin untergebracht werden oder auf andere Art

und Weise gezwungen werden. Die KlÃ¤gerin habe den Versicherten nicht gegen seinen Willen in ihrer

Klinik festhalten und behandeln dÃ¼rfen. Gegebenenfalls kÃ¶nne die Beklagte hinsichtlich der

Mehrkosten einen Anspruch nach Â§Â 76 Abs.Â 2 SGB V gegenÃ¼ber ihrem Versicherten haben. Die

KlÃ¤gerin kÃ¶nne jedenfalls keine Pflichtverletzung erkennen. Ferner sei zu bedenken, dass eine

intensive geriatrische Komplexbehandlung nur dann Sinn mache, wenn der Versicherte zur Mitwirkung
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bereit sei.

Â 

Die KlÃ¤gerin und Widerbeklagte beantragt,

Â 

die Beklagte zu verurteilen, an die KlÃ¤gerin 3.816,22 EUR nebst Zinsen i.H.v. 2 Prozent-punkten
Ã¼ber dem Basiszinssatz seit dem 1. September 2020 zu zahlen sowie die Wi-derklage abzuweisen.

Â 

Die Beklagte und WiderklÃ¤gerin beantragt:

Â 

1. Die Klage abzuweisen.
2. Die KlÃ¤gerin im Rahmen der Widerklage zu verurteilen, an die Beklagte 90,79 EUR zu

zahlen.

Â 

Die Beklagte ist der Auffassung, dass die Verlegung medizinisch nicht notwendig gewesen sei und der

KlÃ¤gerin deshalb kein weitergehender VergÃ¼tungsanspruch zustehe. Die Verlegung habe dazu

gefÃ¼hrt, dass der Beklagten hÃ¶here Krankenhauskosten und Transportkosten entstanden seien. Die

Verlegung ohne medizinischen oder sachlich berechtigten Grund stelle eine Pflichtverletzung der

KlÃ¤gerin dar, die schuldhaft zu einem Schaden bei der Beklagten gefÃ¼hrt habe. Der Versicherte

hÃ¤tte unstreitig ohne weiteres im Hause der KlÃ¤gerin weiter behandelt werden kÃ¶nnen. Die Beklagte

ist weiter der Auffassung, dass die KlÃ¤gerin nur den Betrag verlangen kÃ¶nne, der ihr bei fiktivem

wirtschaftlichen Alternativverhalten zugestanden hÃ¤tte und verweist auf die Rechtsprechung des

Bundessozialgerichts (BSG) im Urteil vom 19. November 2019 (B1 KR 6/19). Bei einer durchgehenden

Behandlung des Versicherten im Haus der KlÃ¤gerin wÃ¤ren fÃ¼r die Beklagte Kosten i.H.v. 12.504,02

EUR angefallen. Weiterhin seien ihr die Transportkosten fÃ¼r die Verlegung des Versicherten in HÃ¶he

von 90,79 EUR entstanden. Sie habe 3.816,22 EUR mit anderweitigen AnsprÃ¼chen aufgerechnet. Des

Weiteren stehe ihr ein Schadensersatzanspruch gemÃ¤ÃŸ Â§Â 280 Abs.Â 1 BGB in HÃ¶he von 90,79

EUR zu. Die KlÃ¤gerin habe die Pflichtverletzung zu vertreten. Die behandelnden Ã„rzte hÃ¤tten darauf

hinwirken mÃ¼ssen, den Gesundheitszustand des Versicherten so gut und so reibungslos wie mÃ¶glich

zu verbessern und ihm die VorzÃ¼ge einer direkten Weiterbehandlung im Hause der KlÃ¤gerin vor

Augen fÃ¼hren mÃ¼ssen, zumal offensichtlich gewesen sei, dass die Verlegung in ein anderes Berliner

Haus den Versicherten nicht wesentlich nÃ¤her an seinen Wohnort brachte. Es habe kein offensichtlich

sachlicher Grund vorgelegen, bei dem das Wahlrecht des Versicherten BerÃ¼cksichtigung habe finden

kÃ¶nnen.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes und wegen des weiteren Vortrags der

Beteiligten wird auf den Inhalt der Gerichtsakte sowie auf die Verwaltungsakte der Beklagten und die
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Patientenunterlagen verwiesen.

E n t s c h e i d u n g s g r Ã ¼ n d e

Â 

Die Klage ist als echte Leistungsklage nach Â§ 54 Abs. 5 Sozialgerichtsgesetz (SGG) zulÃ¤ssig.

Â 

Bei einer auf Zahlung von Behandlungskosten von Versicherten gerichteten Klage des

KrankenhaustrÃ¤gers gegen eine Krankenkasse geht es um einen Parteienstreit im

GleichordnungsverhÃ¤ltnis, in dem eine Regelung durch Verwaltungsakt nicht in Betracht kommt (BSG,

Urteil vom 16. Dezember 2008, B 1 KN 1/07 KR R). Ein Vorverfahren ist nicht durchzufÃ¼hren, eine

Klagefrist nicht einzuhalten.

Â 

Die zulÃ¤ssige Klage ist unbegrÃ¼ndet (I.). Die zulÃ¤ssige Widerklage ist begrÃ¼ndet (II.). Soweit

zuvor noch jeweils eine gegenseitig geltend gemachte Forderung in HÃ¶he von 300 EUR streitig war,

haben die Beteiligten ihre Klage in der mÃ¼ndlichen Verhandlung jeweils insoweit zurÃ¼ckgenommen.

Â 

I.

Der KlÃ¤gerin steht der geltend gemachte Anspruch nebst Zinsen gegen die Beklagte nicht zu. Der

KlÃ¤gerin stand zwar fÃ¼r die vollstationÃ¤re Behandlung des Versicherten im Zeitraum vom 02.

September 2019 bis zum 16. September 2019 ein VergÃ¼tungsanspruch in HÃ¶he von insgesamt

11.048,63 EUR zu. Die Beklagte konnte aber wirksam mit einem Schadensersatzanspruch in HÃ¶he von

3.816,22 EUR nebst entstandener Transportkosten in HÃ¶he von 90,79 EUR gegenÃ¼ber anderen â€“

unstreitigen â€“ VergÃ¼tungsansprÃ¼chen aufrechnen (vgl. dazu BSG, Urteil vom 26. Mai 2020, B 1

KR 26/18 R, juris Rn. 11). 

Â 

1. Â 

Rechtsgrundlage des VergÃ¼tungsanspruchs ist Â§ 109 Abs. 4 S. 3 Sozialgesetzbuch FÃ¼nftes Buch

â€“ Gesetzliche Krankenversicherung (SGB V), Â§ 17b Abs. 1 S. 10 Krankenhausfinanzie-rungsgesetz

(KHG) und Â§ 7 Nr. 1, Â§ 9 Abs. 1 Nr. 1 Krankenhausentgeltgesetz (KHEntgG) in Verbindung mit der

hier maÃŸgeblichen Vereinbarung zum Fallpauschalensystem fÃ¼r Kranken-hÃ¤user fÃ¼r das Jahr

2019 (FPV 2019) sowie dem maÃŸgeblichen Vertrag nach Â§ 112 SGB V. Nach der stÃ¤ndigen

Rechtsprechung des BSG entsteht die Zahlungsverpflichtung der Krankenkasse unabhÃ¤ngig von einer

Kostenzusage unmittelbar mit der Inanspruchnahme einer Leistung durch den Versicherten, wenn die

                             6 / 12

https://dejure.org/gesetze/SGG/54.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%201%20KN%201/07%20KR%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%201%20KR%2026/18%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%201%20KR%2026/18%20R
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/109.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/112.html


 

Versorgung in einem zugelassenen Krankenhaus durchgefÃ¼hrt wird und im Sinne des Â§ 39 Abs. 1 S.

2 SGB V erforderlich ist (BSG, Urteil vom 16. Mai 2012 â€“ B 3 KR 14/11 R). 

Â 

Â 

Der von der KlÃ¤gerin geltend gemachte VergÃ¼tungsanspruch ist durch Aufrechnung (Â§ 69 Abs. 1 S.

3 SGB V i.V.m. Â§Â§ 387 ff. BGB) erloschen. Der Beklagten stand ein Schadensersatzanspruch nach

Â§ 69 Satz 3 SGB V i.V.m Â§ 280 BGB zu, denn die KlÃ¤gerin hat keinen plausiblen und

nachvollziehbaren Grund benannt und dokumentiert, der die Mehrkosten der Verlegung des

Versicherten rechtfertigt.

Â 

Unstreitig waren beide vollstationÃ¤ren Krankenhausbehandlungen notwendig. Streitig ist nur, ob die

KlÃ¤gerin gegen das Wirtschaftlichkeitsgebot verstoÃŸen hat und mit der Verlegung des Versicherten

auf seinen Wunsch hin, eine â€žPflichtverletzungâ€œ begangen hat, die einen Schadensersatz

begrÃ¼ndet.

Â 

GrundsÃ¤tzlich ist es Sache der Vertragsparteien nach Â§ 17b Abs. 2 Satz 1 KHG in den Regelungen

der FPV das Wirtschaftlichkeitsgebot zu konkretisieren. Diese haben zum einen bestimmt, dass im Falle

der Verlegung jedes der beteiligten KrankenhÃ¤user eine Fallpauschale abrechnet (Â§ 1 Abs. 1 Satz 2

FPV 2019), die nach MaÃŸgabe des Â§ 3 FPV 2019 gemindert wird, sofern sie nicht im Fallpauschalen-

Katalog als Verlegungs-Fallpauschale gekennzeichnet ist (Â§ 1 Abs. 2 Satz 3 FPV 2019). Zum anderen

haben die Vertragsparteien bestimmt, dass eine Verlegung vorliegt, wenn zwischen der Entlassung aus

einem Krankenhaus und der Aufnahme in einem anderen Krankenhaus nicht mehr als 24 Stunden

vergangen sind (Â§ 1 Abs. 1 Satz 4 FPV 2016). Nach der von den Vertragsparteien in Â§ 3 FPV 2019

getroffenen Regelung ist im Falle einer Verlegung in ein anderes Krankenhaus von dem verlegenden

Krankenhaus ein Abschlag (nur) vorzunehmen, wenn die im Fallpauschalen-Katalog ausgewiesene

mittlere Verweildauer unterschritten wird (Â§ 3 Abs. 1 Satz 1 FPV 2019) â€“ was vorliegend nicht der

Fall war.

Â 

2.

Der Beklagten steht aber ein Schadensersatzanspruch nach Â§Â 69 Abs.Â 1 SatzÂ 3 SGB V i.V.m.

Â§Â 280 Abs.Â 1 BGB (siehe hierzu BSG, Urteil vom 12. November 2013 â€“ B 1 KR 22/12 R â€“ juris

Rn. 9 ff.) zu. In Â§ 69 Abs. 1 S. 2 und 3 SGB V wird bestimmt, dass die Rechtsbeziehungen der

Krankenkassen und ihrer VerbÃ¤nde zu den KrankenhÃ¤usern und ihren VerbÃ¤nden abschlieÃŸend

im Vierten Kapitel des SGB V, in den Â§Â§ 63, 64 SGB V und in dem Krankenhausfinanzierungsgesetz,

dem Krankenhausentgeltgesetz sowie den hiernach erlassenen Rechtsverordnungen geregelt wird. Im
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Ãœbrigen gelten die Vorschriften des BGB entsprechend, soweit diese mit den Vorgaben des Â§ 70

SGB V und den Ã¼brigen Aufgaben und Pflichten der Beteiligten nach dem Vierten Kapitel des SGB V

vereinbar sind. Bei einer erforderlichen stationÃ¤ren Behandlung von Versicherten in einem

zugelassenen Krankenhaus wird zwischen dem TrÃ¤ger des Krankenhauses und der Krankenkasse ein

gesetzliches Ã¶ffentlich-rechtliches SchuldverhÃ¤ltnis begrÃ¼ndet, fÃ¼r welches die Regelung des Â§

280 Abs. 1 BGB zur Anwendung gelangt (vgl. Landessozialgericht [LSG] Nordrhein-Westfalen [NRW],

Urteil vom 19. Januar 2022, L 10 KR 142/20, juris). Die Regelung in Â§Â§ 1 â€“ 3 FPV 2019, in welcher

Abrechnungsbestimmungen fÃ¼r DRG-Fallpauschalen enthalten sind, stehen der Anwendbarkeit von

Â§ 280 Abs. 1 BGB nicht entgegen. Die Regelungen in der FPV 2019 treffen lediglich Bestimmungen zur

ordnungsgemÃ¤ÃŸen Abrechnung fÃ¼r DRG-Fallpauschalen und beinhalten keine Regelungen zu

etwaigen SchadensersatzansprÃ¼chen wegen Pflichtverletzungen im Rahmen des gesetzlichen

Ã¶ffentlich-rechtlichen SchuldverhÃ¤ltnisses (LSG NRW, a.a.O.).

Â 

In Â§ 280 Abs. 1 S. 1 BGB wird bestimmt, dass der GlÃ¤ubiger bei einer Verletzung einer Pflicht aus

dem SchuldverhÃ¤ltnis Ersatz des hierdurch entstehenden Schadens verlangen kann. Dies gilt nach Â§

280 Abs. 1 S. 2 BGB nicht, wenn der Schuldner die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat. Die

Beweislast fÃ¼r die Pflichtverletzung obliegt der Beklagten als GlÃ¤ubigerin des geltend gemachten

Schadenersatzanspruchs.

Â 

Zur Ãœberzeugung der Kammer hat die KlÃ¤gerin durch die Verlegung des Versicherten in das

evangelische Krankenhaus Hubertus eine Pflicht gemÃ¤ÃŸ Â§ 109 Abs. 4 S 2 i.V.m. Â§ 39 Abs. 1 S. 3

SGB V aus dem gesetzlichen SchuldverhÃ¤ltnis mit der Beklagten nach Â§ 280 Abs. 1 BGB verletzt.

Â 

Â§ 109 Abs. 4 S 2 SGB V stellt klar, dass die Zulassung des Krankenhauses zur

Krankenhausbehandlung der Versicherten nicht nur berechtigt, sondern auch verpflichtet (vgl. Wahl in:

Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB V, 4. Aufl., Â§ 109 SGB V (Stand: 06.05.2022) Rn. 133). Die

Krankenhausbehandlung, zu der nach Â§ 109 Abs. 4 S. 2 SGB V zugelassene KrankenhÃ¤user

verpflichtet sind, ist im Sinne des Â§ 39 SGB V zu verstehen. GemÃ¤ÃŸ Â§ 39 Abs. 1 S. 3 HS 2 SGB V

umfasst die Krankenhausbehandlung im Rahmen des Versorgungsauftrags des Krankenhauses alle

Leistungen, die im Einzelfall nach Art und Schwere der Krankheit fÃ¼r die medizinische Versorgung der

Versicherten im Krankenhaus notwendig sind, insbesondere u.a. die im Einzelfall erforderlichen und zum

frÃ¼hestmÃ¶glichen Zeitpunkt einsetzenden Leistungen zur FrÃ¼hrehabilitation. 

Â 

Unter BerÃ¼cksichtigung dieser GrundsÃ¤tze war die KlÃ¤gerin verpflichtet, Leistungen der

geriatrischen frÃ¼hrehabilitativen Komplexbehandlung selbst zu erbringen. Bei dem Versicherten

bestand unstreitig zum Zeitpunkt der Verlegung weiterhin akutstationÃ¤rer und frÃ¼hrehabilitativer

Behandlungsbedarf, sodass die Voraussetzungen des Â§ 39 Abs. 1 S. 3 HS 2 SGB V insofern vorlagen.
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Die Erbringung von Leistungen zur FrÃ¼hrehabilitation war vom Versorgungsauftrag der KlÃ¤gerin

umfasst. Somit steht es dieser nicht frei, zu entscheiden, ob es Leistungen der geriatrischen

FrÃ¼hrehabilitation erbringt. Dies ergibt sich ausdrÃ¼cklich aus Â§ 109 Abs. 4 S. 2 SGB V. Danach ist

das zugelassene Krankenhaus im Rahmen seines Versorgungsauftrags zur Krankenhausbehandlung

der Versicherten nicht lediglich berechtigt, sondern verpflichtet. Da der der KlÃ¤gerin erteilte

Versorgungsauftrag auch die geriatrische FrÃ¼hrehabilitation umfasst, hat die KlÃ¤gerin diese Leistung

so lange zu erbringen, bis der Versicherte nicht mehr krankenhausbehandlungsbedÃ¼rftig ist. Eine

Verlegung zur weiteren Krankenhausbehandlung in ein anderes Krankenhaus ohne medizinische oder

organisatorische GrÃ¼nde verstÃ¶ÃŸt gegen diesen Versorgungsauftrag. Dies stellt eine Verletzung der

Pflicht gegenÃ¼ber der Krankenkasse des Versicherten dar.

Â 

Da zur Ãœberzeugung der Kammer hier keine medizinischen oder organisatorischen GrÃ¼nde fÃ¼r die

Verlegung vorgetragen worden sind oder vorlagen, liegt ein VerstoÃŸ gegen den Versorgungsauftrag

und damit eine Pflichtverletzung vor. 

Â 

Anders als die KlÃ¤gerin meint, reicht der alleinige Wunsch des Versicherten ohne nÃ¤here

BegrÃ¼ndung als Grund fÃ¼r die Verlegung nicht aus. Denn der Versicherte hat keinen gesetzlich

geregelten Anspruch auf Wechsel des Krankenhauses (vgl. BSG, Urteil vom 2. November 2007, B 1 KR

11/07 R, Rn. 13, juris). Die im SGB V geregelte freie Krankenhauswahl nach Â Â Â Â Â§ 39 Abs. 2 SGB

V mit der Mehrkostenregelung gilt lediglich fÃ¼r den Fall der (Erst-) Einweisung. Der Gesetzgeber hat

damit die Wahl des Krankenhauses aus GrÃ¼nden der Wirtschaftlichkeit eingeschrÃ¤nkt (BT-Drs.

11/2237 zu Â§ 38 Abs. 2). Dieser Grundsatz muss nach Ãœberzeugung der Kammer auch bei einem

Krankenhauswechsel gelten. Der Gesetzgeber hat als zwingende GrÃ¼nde subjektiver Art

beispielsweise Erfahrungen des Versicherten oder seiner AngehÃ¶rigen mit der Behandlung in einem

bestimmten Krankenhaus benannt. Des Weiteren kann nach Auffassung der Kammer durchaus die

WohnortnÃ¤he als Grund fÃ¼r die Verlegung in Betracht kommen. Die GrÃ¼nde mÃ¼ssen allerdings

plausibel dargelegt und vor allem dokumentiert werden. Im Sinne grÃ¶ÃŸtmÃ¶glicher

Patientenautonomie sind Patienten in die Entscheidung Ã¼ber die Verlegung in ein anderes

Krankenhaus einzubeziehen und das FÃ¼r und Wider einer Verlegung, die durchaus gerade bei

hochbetagten und multimorbiden Patienten auch mit gesundheitlichen Risiken verbunden sein kann,

gemeinsam mit ihnen abzuwÃ¤gen sein. Ein solches GesprÃ¤ch ist dann wie jedes GesprÃ¤ch Ã¼ber

weitere Behandlungsoptionen des Versicherten in der Patientenakte zu dokumentieren (SG Duisburg,

Urteil vom 30. MÃ¤rz 2022, S 60 KR 2053/20, Rn. 31, juris).

Â 

Vorliegend ist bereits objektiv die WohnortnÃ¤he des â€¦ H. nicht belegt, da beide KrankenhÃ¤user

kilometermÃ¤ÃŸig ungefÃ¤hr gleich weit vom Wohnort des Versicherten entfernt liegen und in Berlin die

Infrastruktur mit dem Ã¶ffentlichen Nahverkehr gewÃ¤hrleistet, dass KrankenhÃ¤user in der Regel gut

zu erreichen sind. Auch aus der Dokumentation geht nicht nachvollziehbar hervor, warum die Verlegung
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erfolgt ist. Dort heiÃŸt es lediglich: â€žgestern GesprÃ¤ch mit Tochter und Ehefrau, wÃ¼nschen G.R.

im H., wurde veranlasstâ€œ. Dass die Verlegung auch der Wunsch des Versicherten war, ist deshalb

eine reine Vermutung. 

Â 

Der KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigten ist zwar zuzustimmen, dass kein Versicherter gegen seinen Willen

gezwungen werden kann, weiter behandelt zu werden, da es keinen Behandlungszwang gibt. Jedoch

auch dieser im Krankenhausalltag wohl eher selten vorkommende Fall mÃ¼sste nachvollziehbar in den

Patientenunterlagen dokumentiert werden. 

3.

Des Weiteren gehÃ¶rt es zu den Pflichten des KrankenhaustrÃ¤gers nach Â§ 17c Abs. 1 S. 1 Nr. 2 KHG

auch, eine vorzeitige Verlegung oder Entlassung aus wirtschaftlichen GrÃ¼nden zu unterlassen. Da

sowohl die KlÃ¤gerin als auch das weiterbehandelnde Krankenhaus zwar zwei unterschiedliche

juristische Personen (gGmbH) sind, die jedoch denselben Gesellschafter (Johannesstift Diakonie gAG)

haben, flieÃŸt der â€žGewinnâ€œ der zwei Behandlungen demselben KrankenhaustrÃ¤ger zu, der

ohne die Verlegung um die hier geltend gemachte Differenz geringer gewesen wÃ¤re (vgl. auch

Tuschen/Dietz in Dietz/Bofinger, KHG, Â§ 17c Erl. II 3). Deshalb erkennt die Kammer vorliegend auch

eine Verlegung aus wirtschaftlichem Grund. 

Â 

Auch andere organisatorische GrÃ¼nde wie beispielsweise ausgeschÃ¶pfte KapazitÃ¤ten sind weder

vorgetragen noch ersichtlich. Weitere hinreichend konkrete Anhaltspunkte fÃ¼r das Vorliegen

entsprechender GrÃ¼nde, die eine Amtsermittlungspflicht des Gerichts nach Â§ 103 SGG auslÃ¶sen

kÃ¶nnten, bestehen nicht. Â 

Â 

GrÃ¼nde dafÃ¼r, dass die Beklagte die Pflichtverletzung gemÃ¤ÃŸ Â§ 280 Abs. 1 S 2 BGB nicht

vertreten muss, sind ebenfalls weder vorgetragen noch ersichtlich.

Â 

4.

Die HÃ¶he des Schadensersatzanspruches ergibt sich aus der vorgetragenen Rechnung der Beklagten.

Ohne die pflichtwidrige Verlegung hÃ¤tte die Beklagte, wovon die Beteiligten auch Ã¼bereinstimmend

ausgehen, einen Betrag in HÃ¶he von 12.504,02 EUR an die KlÃ¤gerin zahlen mÃ¼ssen. Aufgrund der

pflichtwidrigen Verlegung hat die Beklagte fÃ¼r beide stationÃ¤ren Behandlungen insgesamt 16.620,24

EUR zuzÃ¼glich Transportkosten (90,79 EUR) gezahlt. Der zu ersetzende Schaden belÃ¤uft sich mithin

auf die Differenz i.H.v. 3.907,19 EUR. Diesen durfte die Beklagte in HÃ¶he von 3.816,22 EUR

aufrechnen. 
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Â 

5. 

Nach Â§ 387 BGB kann jeder Schuldner seine Forderung gegen die Forderung des anderen Teils

aufrechnen, wenn sich zwei Personen einander Leistungen schulden, die ihrem Gegenstand nach

gleichartig sind, sobald die Person die ihm gebÃ¼hrende Leistung fordern und die ihm obliegende

Leistung bewirken kann. Eine solche Aufrechnung ist entsprechend wirksam, wenn bei bestehender

Aufrechnungslage die Aufrechnung erklÃ¤rt wird (Â§ 388 BGB) und keine Aufrechnungsverbote

entgegenstehen (vgl. dazu im Einzelnen etwa BSG, Urteil vom 30. Juli 2019, B 1 KR 31/18 R). Diese

Voraussetzungen sind vorliegend erfÃ¼llt.

Â 

II. 

Auch die Transportkosten in HÃ¶he von 90,79 EUR konnte die Beklagte im Rahmen der Widerklage

erfolgreich geltend machen. Die Widerklage ist als allgemeine Leistungsklage nach Â§ 54 Abs. 5 SGG

zulÃ¤ssig, denn es geht bei einer auf Schadensersatz gerichtete Forderung in Bezug auf eine

Versorgung eines gesetzlich Versicherten durch die Krankenkasse gegenÃ¼ber einem Krankenhaus um

einen sogenannten Parteienstreit im GleichordnungsverhÃ¤ltnis, in dem eine Regelung durch

Verwaltungsakt nicht in Betracht kommt. Ein Vorverfahren war mithin nicht durchzufÃ¼hren; die

Einhaltung einer Klagefrist war nicht geboten (st. Rspr. des BSG zur RÃ¼ckforderung von

VergÃ¼tungsansprÃ¼chen, vgl. etwa Urteil vom 23. Juli 2002 â€“ B 3 KR 64/01 R -, juris Rn. 13). Im

sozialgerichtlichen Verfahren ist eine Widerklage auch ohne Einwilligung des Gegners mÃ¶glich

(Leitherer in Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, SGG, 13. AuflageÂ Â  Â§ 100 Rn. 3). Auch der in Â§ 100

SGG geforderte Zusammenhang des widerklagend erhobenen Anspruchs mit dem mit der Klage geltend

gemachten Anspruch ist gegeben, denn insoweit genÃ¼gt ein unmittelbarer wirtschaftlicher

Zusammenhang (Leitherer a.a.O. Rdn. 4). Der Anspruch ergibt sich aus Â§ 69 Abs. 1 Satz 3 SGB V

i.V.m. Â§ 280 Abs. 1 BGB. Die KlÃ¤gerin hat durch die Verlegung des Versicherten eine

Pflichtverletzung begangen (siehe unter I.) und der Beklagten ist dadurch ein zusÃ¤tzlicher Schaden in

HÃ¶he der Transportkosten entstanden.

Â 

III.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 197a Abs. 1 S. 1 Teilsatz 3 SGG i.V.m. Â§ 154 Abs. 1

Verwaltungsgerichtsordnung. Dabei war die TeilrÃ¼cknahme der Klage in HÃ¶he der

Aufwandspauschale von 300,00 EUR und die TeilrÃ¼cknahme der Widerklage in HÃ¶he der

Aufwandspausche von 300,00 EUR quotenmÃ¤ÃŸig nicht zu berÃ¼cksichtigen, da sich die jeweiligen

RÃ¼cknahmen aufgehoben haben.

Â 
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IV.

Die Festsetzung des Streitwerts beruht auf Â§ 197a Abs. 1 S. 1 Teilsatz 1 SGG i.V.m. Â§Â§ 63 Abs. 2,

52 Abs. 1 und 3 Gerichtskostengesetz. FÃ¼r die Widerklage ist der ursprÃ¼nglich geltend gemachte

Betrag in HÃ¶he von 390,79 EUR in Ansatz gebracht worden.

Â 

Â 

Â 

Â 

Â 

Â 

Â 

Â 

Â 

Â 

Â 

Â 

Â 

Â 

Erstellt am: 16.03.2023

Zuletzt verändert am: 23.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                            12 / 12

https://dejure.org/gesetze/SGG/197a.html
https://dejure.org/gesetze/GKG/63.html
https://dejure.org/gesetze/GKG/52.html
http://www.tcpdf.org

